
Beilagen zu den Wortprotokollen des Burgenländischen Landtages der XX. 
Gesetzgebungsperiode 
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Ausschussbericht         Beilage 328 
 
 

Bericht und Abänderungsantrag 
 
des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses über 
den Gesetzentwurf (Beilage 301), mit dem das Burgenländische 
Veranstaltungsgesetz geändert wird (Zahl 20 - 190) (Beilage 328). 
 
Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss haben den 
Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Veranstaltungsgesetz geändert wird, in 
ihrer 12. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 12. Oktober 2011, beraten. 
 
Landtagsabgeordneter Mag. Steiner wurde zum Berichterstatter gewählt. 
 
Nach seinem Bericht stellte Landtagsabgeordneter Mag. Steiner einen 
Abänderungsantrag. 
 
Bei der anschließenden Abstimmung wurde der vorliegende Gesetzentwurf unter 
Einbezug des vom Landtagsabgeordneten Mag. Steiner gestellten 
Abänderungsantrages ohne Wortmeldung einstimmig angenommen. 
 
Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem Gesetzentwurf, mit dem das 
Burgenländische Veranstaltungsgesetz geändert wird, unter Einbezug der vom 
Landtagsabgeordneten Mag. Steiner beantragten und in der Beilage ersichtlichen 
Abänderungen die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
 
 

Eisenstadt, am 12. Oktober 2011 
 
 

Der Berichterstatter:    Der Obmann des Rechtsausschusses 
      als Vorsitzender der gemeinsamen Sitzung: 
Mag. Steiner eh. Dr. Moser eh. 
 
 



Abänderungsantrag 
 

 
der Landtagsabgeordneten Christian Illedits, Ing. Rudolf Strommer, Kolleginnen und 

Kollegen zur Regierungsvorlage über die Novelle zum Burgenländischen 

Veranstaltungsgesetz, LGBl. Nr. 2/1994, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 7/2010, Zahl 

20 – 190 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  



Die Regierungsvorlage 20-190 betreffend die Novelle des Burgenländischen 
Veranstaltungsgesetzes, LGBl. Nr. 2/1994, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 7/2010, wird 
wie folgt geändert: 

 

§ 8b Abs. 5 lautet: 

  „(5) Treten mehrere Bewilligungswerberinnen, welche die Voraussetzungen nach Abs. 2 erfüllen, 
gleichzeitig auf, so hat die Landesregierung derjenigen Bewilligungswerberin den Vorzug zu geben, welche die 
Voraussetzungen nach Abs. 2 Z 4, 5, 7, 8 und 9 am besten erfüllt. Hiefür ist von der Landesregierung eine 
Bewertungskommission einzurichten, wobei alle Mitglieder derselben von der Landesregierung durch kollegiale 
Beschlußfassung im Sinne des § 2 der Geschäftsordnung der Burgenländischen Landesregierung zu bestellen 
sind. Die Bewertungskommission besteht aus fünf Mitgliedern, wobei zwei Mitglieder der Abteilung 5 - 
Anlagenrecht, Umweltschutz und Verkehr, ein Mitglied der Abteilung 3 - Finanzen und Buchhaltung und ein 
Mitglied der Landesamtsdirektion - Stabstelle Generalsekretariat des Amtes der Burgenländischen 
Landesregierung angehören müssen. Als weiteres Mitglied ist ein Experte aus dem Bereich des Vergaberechts zu 
bestellen. “ 

 

 

Nach § 8b Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefügt: 

 „(5a) Die Bewertungskommission beschließt bei Anwesenheit aller Mitglieder mit einfacher Mehrheit 
ihre Geschäftsordnung. Änderungen der Geschäftsordnung bedürfen ebenso der Anwesenheit aller Mitglieder 
und der einfachen Mehrheit der Stimmen.“  

 
 

§ 25 Abs. 2 lautet: 

„(2) Übertretungen nach Abs. 1 und Abs. 3 sind, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, von der Bezirksverwaltungsbehörde 

 1. in den Fällen der Z 2 bis 9 und Z 25 bis 30 mit Geldstrafe bis zu 1 450 Euro, 

 2. in den Fällen der Z 1 und 10 mit Geldstrafe bis zu 3 600 Euro, 

 3. in den Fällen der Z 11 und 12 mit Geldstrafe bis zu 14 500 Euro, 

 4. in den Fällen der Z 13 bis 24 mit Geldstrafe bis zu 22 000 Euro oder im Fall der Uneinbringlichkeit mit 
einer Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen, 

zu bestrafen. 

 

§ 26 Abs. 6 lautet: 

„ (6) Das Gesetz LGBl. Nr. xx/xxxx wurde einem Informationsverfahren im Sinn der Richtlinie 
98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf 
dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der 
Informationsgesellschaft, ABl. Nr. L 204 vom 21. 7. 1998, S. 37, in der Fassung der Richtlinie 98/48/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998, ABl. Nr. L 217 vom 5. 8. 1998, S. 18, unterzogen 
(Notifikationsnummer 2011/303/A). “  




